
Deutschland soll „unatt raktiv“ ür Flüchtlinge werden. Dazu haben Bundes-
regierung und Bundesländer zahlreiche Maßnahmen beschlossen, welche 
die letzten Reste des Asylrechts weiter einschränken sollen. Rassistische An-
schläge begleiten die Rechtsverschärfungen. > Seite 4

Die Ampelregierung scheint nicht 
aus ihrem Umfragetief heraus 

zu kommen. Die Unzufriedenheit ist 
so groß, dass laut dem „Deutschland-
Trend“ des ARD-Morgenmagazins 
nur 32 Prozent der Befragten ür ein 
Fortbestehen der Koalition bis Herbst 
2025 sind. 41 Prozent hingegen sind 
ür eine Neuwahl vor dem Ende der 
Legislaturperiodiode. 

Was würden 
Neuwahlen ändern?

Im parlamentarischen System sind 
Neuwahlen der logische Schritt , 
wenn einem nicht passt, was die an-
geblichen Stellvertreter:innen in der 
Regierung machen. Als Arbeiter:in-
nen haben wir auch Gründe genug, 
unzufrieden mit der herrschenden 
Politik zu sein. Gegen steigende Mie-
ten, mickrige Löhne und schlechte 
Arbeitsbedingungen gibt es nichts als 
leere Worte. Statt dessen wird gegen 
Migrant:innen gehetzt oder es wer-
den demokratische Rechte einge-  
  schränkt.  

„Deutschlandpakt Migration“: Abschiebungen & Terror

Aber sind das einzigartige Eigen-
schaft en der aktuellen Ampelregie-
rung? Schauen wir uns die vergange-
nen Jahrzehnte an, wird schnell klar, 
dass im Bundestag und in der Regie-
rung noch nie Parteien saßen, die tat-
sächlich unsere Interessen vertreten 
haben. Ob Große Koalition aus CDU 
und SPD, Schwarz-Gelb aus CDU 
und FDP oder Rot-Grün aus SPD und 
Grünen, die Bilanz ist Politik ür die 
Kapitalist:innen. Dabei spielt auch 
kaum eine Rolle, was verschiedene 
Parteien vor der Wahl in ihre Partei-
programme schreiben. Im Zweifels-
fall ordnen sie sich den Interessen der 
deutschen Großkonzerne unter – ob 
im Jugoslawienkrieg, mit der Agenda 
2010 oder mit 100 Milliarden Sonder-
vermögen ür die Bundeswehr.

Deswegen würde sich bei einer Neu-
wahl ebenfalls die Frage stellen: Wen 
anstelle der Ampel wählen? Die CDU 
und die AfD machen aus ihrer Posi-
tionierung als rechte bis faschistische 
Parteien keinen Hehl. Der einzige 
Unterschied zur Ampel wäre, dass sie 

eventuell ehrlicher zu-

geben, dass sie ür das deutsche Kapi-
tal regieren. 

Bleibt noch die Linkspartei. Hier ha-
ben wir es jedoch mehr mit einem 
Scherbenhaufen als einer Partei zu 
tun. Nach einer langen Krise wird 
sich die Bundestagsfraktion zum 6. 
Dezember aufl ösen. Der Austritt  von 
Sahra Wagenknecht und neun weite-
ren Abgeordneten hat ihr Ende besie-
gelt. Als sozialdemokratische Partei 
im klassischen Sinne konnte sie in 
einer Zeit der verschärft en Krisen, 
während Corona-Pandemie und im-
perialistischen Kriegsvorbereitungen 
nicht einmal ihre kleinen Reformen 
im Rahmen des kapitalistischen Sys-
tems durchsetzen. 

Eine neue Partei?

Angesichts des Scheiterns der Links-
partei lohnt es sich auch nicht, Hoff -
nungen auf die neue Partei von Wa-
genknecht zu setzen. Anstatt  die 

Strategie, ür einen kleinen 
Teil der Arbei-
ter:innen einen 

noch kleineren Teil des Reichtums zu 
„erkämpfen“, zu hinterfragen, sucht 
sie ihr Glück darin, politisch noch 
weiter nach rechts zu gehen. Die an-
gekündigte Politik ür kleine und 
mitt lere Kapitalist:innen und gegen 
Migrant:innen lässt genauso jeden 
Standpunkt auf Seiten der Arbei-
ter:innenklasse vermissen. 

Anstelle dieser Projekte bürgerlicher 
Politiker:innen muss eine Partei her, 
die konsequent ür die Interessen der 
Arbeiter:innen eintritt . In der deut-
schen Geschichte war es bisher nur 
die Kommunistische Partei Deutsch-
lands, die diesen Anspruch ür sich 
erheben konnte. 

Ihre Art und Weise Politik zu betrei-
ben beschränkte sich dabei nicht auf 
das Parlament. Im Gegenteil, es war 
nur ein Kampff eld von vielen. Viel 
bedeutender war die Aktivierung von 
Arbeiter:innen, damit diese selbst ür 
ihre Interessen kämpft en 
– ob im Betrieb, in der 
Schule oder im Stadtt eil.  

Bereits während Corona und mit dem Ukraine Krieg hat der Staat unsere 
Versammlungs- und Meinungsfreiheit immer weiter eingeschränkt. Heute 
richtet sich diese Repression gegen die palästinasolidarische Bewegung und 
bereitet massive Beschneidungen der Rechte unserer Klasse vor. > Seite 2

Der Staat zeigt Zähne: Repression & Einschränkungen

Die Unzufriedenheit mit den Parteien in der Regierung hält an. Unsere Interessen als Arbeiter:innen vertreten aber 
auch alle anderen Politiker:innen nicht. Schaff en wir uns also neue Optionen!

Objektive Nachrichten - Revolutionäre Kommentare
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Regierung in der Krise:  
Was ist die Alternative?
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heute noch unser Ziel als Arbeiter:in-
nenklasse sein. Einfach wählen kön-
nen wir ihn aber nicht. Neue Systeme 
mussten immer durch Revolutionen 
erkämpft  werden, und so ist es auch 
mit dem Sozialismus. Eine revolu-
tionäre Partei, die diesen Kampf an-
ühren kann, gibt es heute nicht in 
Deutschland. Aber es gibt Kommu-
nist:innen, die in ihrer Gründung ihre 
wichtigste Aufgabe sehen. 

Neben einer kommunistischen Par-
tei braucht es außerdem eine klas-
senkämpferische Arbeiter:innenbe-
wegung, die in allen Bereichen des 
Lebens aktiv ist und Platz ür alle 
Arbeiter:innen bietet, sich zu beteili-
gen. So vielältig unsere Klasse ist, so 

ausdiff erenziert müssen die verschie-
denen Organisations- und Aktions-
formen sein, durch die wir selbst ak-
tiv werden. Gleichzeitig müssen die 
verschiedenen Teile der Arbeiter:in-
nenklasse, die in unserer Gesellschaft  
gegeneinander ausgespielt werden 
sollen, dieser Spaltung entgegenwir-
ken und gemeinsam kämpfen. Nur 
in der breiten Masse vereint können 
wir unsere zahlenmäßige Übermacht 
als Arbeiter:innen gegenüber den Ka-
pitalist:innen wirklich zur Geltung 
bringen. 

Und auch wenn von solch einer Ar-
beiter:innenbewegung heute ebenso 
noch nicht die Rede sein kann wie 
von einer kommunistischen Partei, 

können wir heute damit anfangen, 
sie aufzubauen. Wir können heute 
einen Schritt  auf unsere Kolleg:innen, 
Nachbar:innen und Mitschüler:innen 
zugehen, uns zusammenschließen 
und den Grundstein ür die klassen-
kämpferische Bewegung von mor-
gen legen. Wir können heute schon 
Kundgebungen gegen steigende Mie-
ten veranstalten, ür echte Lohnerhö-
hungen kämpfen, Schulstreiks gegen 
die Einschränkung der Meinungsfrei-
heit durchühren oder  Diskussionen 
über den Sozialismus ühren. Als Ar-
beiter:innen können wir heute Kämp-
fe ühren und gewinnen –  auch ganz 
ohne im Parlament zu sitzen.

Bereits während der Corona-Pandemie und mit dem Beginn des Ukraine-Kriegs hat der  deutsche Staat unsere Ver-
sammlungs- und Meinungsfreiheit immer weiter eingeschränkt. Heute richtet sich diese Repression und Schikane 
vor allem gegen die palästinasolidarische Bewegung und bereitet schrittweise weitere massive Beschneidungen 
der Rechte unserer ganzen Klasse vor.

Sie beschränkte sich zudem nicht da-
rauf, ür geringe und zeitbegrenzte 
Verbesserungen der Lage der Arbei-
ter:innen zu kämpfen. Sie erkannte 
die Notwendigkeit, die Wurzel der 
Ausbeutung und Unterdrückung der 
Arbeiter:innenklasse, den Kapitalis-
mus als Ganzes zu stürzen und durch 
den Sozialismus zu ersetzen.

Selber Alternativen 
schaff en

Der Sozialismus als System, in dem 
die Produktion geplant wird, wir als 
Arbeiter:innen in Räten selbst über 
unser Leben bestimmen und gesell-
schaft liche Unterdrückung wirklich 
bekämpft  werden kann, muss auch 

Der deutsche Staat macht gegenwär-
tig mehr als deutlich, dass die Unter-
stützung Israels ür ihn kein Lippen-
bekenntnis ist. Nicht nur wurden die 
Waff enlieferungen aus Deutschland 
nach Israel in den letzten Wochen im 
Vergleich zum Vorjahr auf das Zehn-
fache gesteigert. Auch im Innern 
setzen die deutschen Behörden alles 
daran, jegliche Infragestellung des 
Krieges gegen die palästinensische 
Bevölkerung und jeglichen Protest 
gegen den Krieg zu kontrollieren und 
mit einer Welle von Repression und 
Einschüchterung zu unterdrücken.

Massive Einschränkungen 
von Versammlungs- und 

Meinungsfreiheit

In Berlin, Frankfurt, Hamburg und 
anderen deutschen Großstädten 
wurden unmitt elbar nach Kriegsaus-
bruch in Palästina der Großteil der 
Demonstrationen und angemeldeten 
Versammlungen verboten. Fanden 
dennoch Proteste statt , wurden diese 
unter teils massivem Einsatz von Po-
lizeigewalt und Androhung von Stra-
fen aufgelöst. Vielerorts wurde über 
mehrere Wochen de facto ein gene-
relles Demonstrationsverbot ür Pa-
lästina verhängt. Während in einigen 
Städten wie Berlin teilweise die Auf-
hebung der Verbote zurück erkämpft  
werden konnte, wird in Hamburg seit 
Oktober ununterbrochen gar durch 
kurzfristige Verlängerungen einer 

Allgemeinverügung das Verbot 
ür fast alle Palästina-Versamm-
lungen aufrechterhalten.

Auch auf zugelassenen Demonstra-
tionen schränken die Behörden die 
Freiheiten der Demonstrierenden 
stark ein. Mitt els vorher festgeleg-
ter Aufl agen oder spontan während 
der laufenden Proteste untersagt 
die Polizei mitt lerweile regelmäßig 
das Ausrufen bestimmter Parolen.
In einigen Städten wurden etwa die 
Parolen „Deutschland fi nanziert, Is-
rael bombardiert“ oder „Stoppt den 
Krieg“ von der Polizei untersagt – 
und zwar unter der Androhung der 
sofortigen Aufl ösung der Demonstra-
tion. Damit wird schon das bloße Ein-
treten gegen Kriege und Rüstungslie-
ferungen eingeschränkt und faktisch 
kriminalisiert. 

Besonders in den Fokus ist der De-
monstrationsruf „From the river 
to the sea – Palestine will be free!“ 
(deutsch: Palästina wird frei sein, 
vom Fluss bis zum Meer) gerückt. 
Diese Parole wird mitt lerweile in 
mehreren Bundesländern als Volks-
verhetzung gewertet. Dabei unter-
stellen die Staatsanwaltschaft en dem 

Slogan pauschal einen antise-
mitischen Inhalt: Wer 
die Parole rufe, stelle 
automatisch auch den 
israelischen Staat und 
das Recht der israeli-

schen Bevölkerung auf ein Leben in 
der Region infrage und müsse daher 
auch die Massaker der Hamas an isra-
elischen Zivilist:innen gutheißen – so 
die Logik der Repressionsbehörden. 

Der Punkt dabei ist: Solche reaktionä-
ren Inhalte werden erst vom Staat ak-
tiv in die Parole hineininterpretiert! 
An sich fordert diese nämlich nichts 
weiter als Freiheit ür die Menschen 
in einer bestimmten Weltregion, und 
sie tätigt keinerlei Aussage darüber, 
ob diese Freiheit in zwei Staaten, ei-
nem gemeinsamen Staat ür Israelis 
und Palästinenser:innen, einer kapi-
talistischen oder einer sozialistischen 
Gesellschaft  realisiert werden soll. 
Genau deshalb wird die Parole von 
Palästina-Unterstützer:innen aus un-
terschiedlichen - und zwar überwie-
gend fortschritt lichen - politischen 
Lagern seit Jahrzehnten verwendet. 

Man kann diese Parole in ihrer Un-
bestimmtheit ür gelungen halten 
oder nicht. Der geährliche Präze-
denzfall, den der Staat hier schafft  , 
ist aber der, eine verbreitete Parole 
zu kriminalisieren, indem er dort ak-
tiv reaktionäre, antisemitische In-
halte hineininterpretiert und diese 
den Demonstrant:innen unterstellt. 
Mit einer ähnlichen Logik, die alles 

Einschränkung demokratischer Rechte 
und Repression am laufenden Band:

Der Staat zeigt seine Zähne!
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In einigen Städten wurden etwa die 
Parolen „Deutschland fi nanziert, Is-
rael bombardiert“ oder „Stoppt den 
Krieg“ von der Polizei untersagt – 
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in einen Topf wirft , hat die Polizei in 
Köln bei einer Demo die „Billigung 
alternativer Staatsformen“ per Aufl a-
ge untersagt, wobei sie die Forderung 
nach einem islamischen Kalifat eben-
so darunter fasste wie die Perspekti-
ve einer sozialistischen Gesellschaft . 

Den Behörden geht es off enbar dar-
um, jegliche Kritik an der deutschen 
Politik und am deutschen Bündnis-
partner Israel zu unterbinden. Das ist 
an sich nicht neu: Bereits während 
der Corona-Pandemie und mit dem 
Beginn des Ukraine-Krieges agierte 
der Staat in einer Art und Weise, die 
Widersprüche zur herrschenden Mei-
nung verunmöglichen sollte.

Migrant:innen und 
Gefl üchtete stehen 

im Visier

In Nordrhein-Westfalen entfl ammte 
zuletzt eine öff entliche Debatt e dar-
über, ob Ausländer:innen aus Nicht-
EU-Ländern womöglich vom Recht 
auf Versammlungsfreiheit ausge-
schlossen werden sollten. Die Anti-
semitismusbeauft ragte Sabine Leut-
heusser-Schnarrenberger schlug in 
diesem Zuge vor, dass nur noch In-
haber eines deutschen Passes Ver-
sammlungen anmelden können soll-
ten. Vorerst wurde dieser Vorstoß aus 
anderen bürgerlichen Lagern zurück-
gewiesen. Doch sind es bereits jetzt 
besonders Migrant:innen und Ge-
fl üchtete, die von der Repression be-
troff en sind. 

In den letzten Monaten hat sich das 
staatliche Vorgehen gegen migranti-
sche Revolutionär:innen deutlich 
verschärft . So wurde unter anderem 
die palästinensische Organisation 
Samidoun verboten, einzelnen Akti-
vist:innen dieser Gruppe wurde eine 
Abschiebung angedroht. Von mehre-
ren Politiker:innen wurde zuletzt im 
Zuge des laufenden Umbaus des Mig-
rations- und Asylrechts auch die seit 
längerem immer wieder a u f -
tauchende allgemeine 
Forderung, unlieb-
same politische Ak-
tivität als Abschie-

begrund gesetzlich zu verankern, 
hervorgebracht. Migrant:innen ohne 
deutschen Pass sehen sich bei De-
monstrationen oder dem Kundtun ih-
rer Meinung ständig der Gefahr aus-
gesetzt, ihren Aufenthaltsstatus aufs 
Spiel zu setzen. So soll der Protest 
von Migrant:innen durch den Staat 
eff ektiv eingedämmt werden.

Warum sich die Repression 
aktuell gegen Palästina- 

Demonstrationen richtet...

Der Ausbruch des Krieges in Palästi-
na seit dem Vorstoß des palästinen-
sischen Widerstandes unter Führung 
der islamisch-fundamentalistischen 
Hamas hat auch hier in Deutschland 
unmitt elbaren Widerhall gefunden: 
Bereits am Abend des 7. Oktober fand 
in Berlin-Neukölln eine spontane 
Kundgebung statt , die von der Poli-
zei gewaltsam aufgelöst wurde. Die 
Begründung war, es seien gewaltver-
herrlichende Sprechchöre zu hören 
gewesen. Das Echo in den Medien 
war groß: Die Demonstrierenden 
wurden als Antisemit:innen und Ter-
rorbeürworter:innen angeprangert.

Mit der Darstellung der palästina-
solidarischen Kundgebungen und 
Demonstrationen als antisemitisch, 
demokratiefeindlich, kriminell, ge-
waltvoll und terroristisch bedienen 
staatliche Behörden, fl ankiert von 
der Medienberichterstatt ung, den in 
Deutschland vorherrschenden Ras-
sismus gegen muslimische und arabi-
sche Migrant:innen. Tatsächlich gibt 
es einige islamistische Gruppen, die 
sich die aufk ommende Solidarität mit 
Palästina zu Nutze machen wollen 
– doch die pauschale Verallgemeine-
rung, dass alle Versammlungen Horte 
des Islamismus seien, ist falsch. Al-
lerdings fallen solche Behauptungen 
auf fruchtbaren Boden, schließlich 
propagieren faschistische und rechte 
Denker:innen seit Jahren immer wie-
der die Notwendigkeit, das Deutsch-

Sein gegen die Muslim:innen 
verteidigen zu müssen.             

        

Es existiert zudem ein breiter bürger-
licher Konsens darüber, dass die be-
dingungslose Solidarität mit Israel 
zur deutschen Staatsräson gehört. 
Jegliche Infragestellung eines zionis-
tischen kapitalistischen Staates wird 
dementsprechend als Antisemitis-
mus defi niert. Der Vorwand, durch 
die gegenwärtigen Grundrechtsein-
schränkungen den Antisemitismus 
der Demonstrierenden bekämpfen zu 
wollen, spricht durch diese Scheinar-
gumentation viele weitere Menschen 
in Deutschland an. Viele glauben be-
reitwillig der paradoxen Erklärung, 
dass der deutsche Staat lediglich die 
Rechte einer Gruppe von Migrant:in-
nen einschränke, um die freiheitlich-
demokratische Grundordnung insge-
samt zu erhalten.

Das macht die palästinasolidarische 
Bewegung zu einem idealen Test-
feld, in dem Politiker:innen und Be-
hörden sich sicher sein können, dass 
es auch ür rabiate Maßnahmen und 
massiven Gewalteinsatz einen Rück-
halt geben wird. Selbst große Teile 
des linken Spektrums, die unter an-
deren Umständen Grundrechtsverlet-
zungen womöglich scharf kritisieren 
würden, tragen die bürgerliche Argu-
mentation mit und billigen damit die 
herrschende Politik. 

…und warum das unsere 
ganze Klasse betriff t

Doch lassen wir uns nicht täuschen: 
Auch wenn der Krieg in Palästina en-
den und die spontane Bewegung in 
Solidarität mit dem Krieg in Palästina 
wieder abfl auen wird, werden die Ein-
schränkungen unserer Grundrechte 
insgesamt bleiben. Das heißt nicht, 
dass die Repression nun weiter line-
ar ansteigen wird und zum Beispiel 
dauerhaft  sozialistische und klassen-
kämpferische Demonstrationen ver-
boten werden. Der deutsche Staat 
wird geschickt immer wieder 
die Zügel lo- cker lassen und 
Zugeständ- nisse machen und 
weiter ver- suchen die ver-
schiedenen Teile unserer 
K l a s s e gegeneinander 

auszuspielen. Doch die Verbote von 
Demonstrationen und Parolen so-
wie der massive Einsatz von Polizei-
gewalt sind ein jederzeit abrufb ares 
Mitt el in der Niederhaltung unserer 
Klasse und unseres Klassenkampfes.

Schon heute ist klar, dass sich dieser 
Klassenkampf in Zukunft  weiter zu-
spitzen wird. Der Krieg in Palästina 
und die Spannungen in Westasien 
sind nur vereinzelte Beispiele, die 
uns gegenwärtig aufzeigen, wie die 
Widersprüche im imperialistischen 
Weltsystem immer größer werden. 
Der Krieg in der Ukraine, die Unter-
drückung des kurdischen Befreiungs-
kampfes, das Ringen von China und 
USA um Taiwan – weltweit spitzt 
sich der Konkurrenzkampf der im-
perialistischen Mächte zu, weltweit 
kämpfen die kapitalistischen Staaten 
um Einfl ussbereiche. Auch der deut-
sche Staat muss sich derzeit strecken, 
um in diesem Wett streit nicht ins 
Hintertreff en zu geraten. Die gewal-
tige Aufrüstung der Bundeswehr und 
der Umbau der deutschen Industrie 
kosten viel Geld. Und genau diese fi -
nanziellen Mitt el holt sich der Staat 
durch die Kürzungen in den Berei-
chen Soziales, Bildung und Gesund-
heit. Die Kosten ür die Hochrüstung 
des deutschen Imperialismus trägt 
also unsere Klasse.

Parallel zur Verschärfung der inter-
nationalen Widersprüche sehen 
wir, wie sich der deutsche Staat die 
freundliche „freiheitlich-demokrati-
sche“ Maske vom Gesicht zieht und 
mit immer neuen Grundrechtsein-
schränkungen und Gewalt gegen ihm 
nicht passende Proteste vorgeht. Je 
organisierter unsere Klasse insge-
samt gegen die Angriff e auf unsere 
Lebensbedingungen vorgehen wird 
und je stärker die klassenkämpferi-
sche Bewegung in Deutschland wird, 
umso mehr wird der Staat auch un-
serer ganzen Klasse gegenüber sein 
wahres Gesicht zeigen. Machen wir 
uns also darauf gefasst!
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lerdings fallen solche Behauptungen 
auf fruchtbaren Boden, schließlich 
propagieren faschistische und rechte 
Denker:innen seit Jahren immer wie-
der die Notwendigkeit, das Deutsch-

Sein gegen die Muslim:innen 
verteidigen zu müssen.             

        

Solidarität mit dem Krieg in Palästina 
wieder abfl auen wird, werden die Ein-
schränkungen unserer Grundrechte 
insgesamt bleiben. Das heißt nicht, 
dass die Repression nun weiter line-
ar ansteigen wird und zum Beispiel 
dauerhaft  sozialistische und klassen-
kämpferische Demonstrationen ver-
boten werden. Der deutsche Staat 
wird geschickt immer wieder 
die Zügel lo- cker lassen und 
Zugeständ- nisse machen und 
weiter ver- suchen die ver-
schiedenen Teile unserer 
K l a s s e gegeneinander 

freundliche „freiheitlich-demokrati-
sche“ Maske vom Gesicht zieht und 
mit immer neuen Grundrechtsein-
schränkungen und Gewalt gegen ihm 
nicht passende Proteste vorgeht. Je 
organisierter unsere Klasse insge-
samt gegen die Angriff e auf unsere 
Lebensbedingungen vorgehen wird 
und je stärker die klassenkämpferi-
sche Bewegung in Deutschland wird, 
umso mehr wird der Staat auch un-
serer ganzen Klasse gegenüber sein 
wahres Gesicht zeigen. Machen wir 
uns also darauf gefasst!

@redmediakollektiv
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„Deutschlandpakt Migration“:
Mehr Abschiebungen, weniger 

Geld und off ener Terror

Während die Bundesregierung 
ihre Waff enlieferungen in 

Kriegsregionen wie in die Ukraine 
und nach Israel immer weiter stei-
gert und Rüstungskonzerne ihre 
Produktion auch in Deutschland aus-
weiten, soll das Land stärker gegen 
Migrant:innen und Flüchtlinge ab-
geschott et werden. Allen, die es doch 
nach Deutschland schaff en, soll hier 
das Leben so schwer wie möglich ge-
macht werden. 

Bundeskanzler Olaf Scholz gab die 
Marschrichtung daür bereits im 
Oktober vor, als er im Interview mit 
dem Magazin Spiegel forderte: „Wir 
müssen endlich im großen Stil ab-

schieben“. Die rechtlichen 
M ö g l i c h k e i t e n 

Deutschland soll „unattraktiv“ für Flüchtlinge werden. Dazu haben Bundesregierung und Bundesländer zahlrei-
che Maßnahmen beschlossen, welche die letzten Reste des Asylrechts weiter einschränken sollen. Rassistische An-
schläge begleiten die Rechtsverschärfungen.

dazu schafft   die Bundesregierung 
gleich mit, indem sie willkürlich im-
mer mehr Länder zu sogenannten si-
cheren Herkunft sstaaten deklariert. 
Mitt e November hat der Bundestag 
Georgien und Moldau mit in die Liste 
der sicheren Herkunft sstaaten aufge-
nommen. Nun soll mit den Ländern 
noch ein sogenanntes Migrations-
abkommen geschlossen werden, um 
nach einem Schnellverfahren Ge-
fl üchtete sofort abschieben zu kön-
nen. Konkretisiert werden soll das 
Ganze im neuen sogenannten Rück-
ührungsverbesserungsgesetz.

Rechter Terror folgt 
auf rassistische 

Stimmungsmache

In den ver-
g a n g e n e n 
M o n a t e n 

hat die rassis-
tische Stim-

mungsmache 
gegen Mig-

r a n t : i n -
n e n 

u n d 

Flüchtlinge erneut einen neuen Hö-
hepunkt erreicht, der unter anderem 
die Streitigkeiten zwischen Bund und 
Kommunen um die Finanzierung von 
Unterkünft en und Versorgungsleis-
tungen als Hintergrund hatt e. 

Begleitet wurde diese Hetze von zahl-
reichen faschistischen Mobilisierun-
gen und Angriff en auf Migrant:innen 
und Flüchtlinge. Bereits bis zum Sep-
tember gab es in diesem Jahr mit 1515 
Angriff en 150 mehr als im gesamten 
Jahr 2022. Tendenz weiter steigend! 

Fakten interessieren 
in der Debatte nicht

In der Politik und den Medien wird 
ein Bild geschaff en, als ob die Zahl 
der Flüchtlinge die Deutschland er-
reichen, im laufenden Jahr massiv 
explodieren würden. Die Zahlen stei-
gen zwar aufgrund von Kriegen und 
Umweltkatastrophen wieder, sind 
aber meilenweit hinter denen von 
2015/2016 zurück. Trotzdem wird 
heute eine viel größere staatliche ras-
sistische Hetze als damals verbreitet. 
Die Folge sind mehr Angriff e und 
eine immer restriktivere Gesetzge-
bung und Verwaltung. 

Ausgewählte Migration 
fürs Kapital

Parallel zur weiteren Abschott ung 
Deutschlands gegen Flüchtlinge wird 

die Anwerbung von dringend benö-
tigten ausgebildeten und qualifi zier-
ten Arbeitskräft en aus dem Ausland 
verstärkt. Im November traten Än-
derungen an der sogenannten „Blau-
en Karte EU“ in Kraft . Damit sollen 
eff ektiver Arbeiter:innen ür soge-
nannte Engpassberufe angeworben 
werden. Also Arbeitsplätze, ür die 
nicht ausreichend Arbeitskräft e in 
Deutschland gefunden werden kön-
nen. Waren die Berufe bisher auf aka-
demische Berufe beschränkt, wurden 
diese jetzt stark erweitert. So fallen 
nun auch Krankenpfl eger:innen und 
Geburtshelfer:innen sowie Lehr- und 
Erziehungskräft e im schulischen und 
außerschulischen Bereich darunter. 

Wer also in Deutschland „willkom-
men“ ist, entscheidet sich allein nach 
den Interessen des deutschen Kapi-
tals und seinem Verlangen nach ver-
wertbaren Arbeitskräft en. Doch wie 
schon der Schweizer Schrift steller 
Max Frisch 1965 feststellte, wird es 
auch dieses Mal heißen: „Sie riefen 
Arbeitskräft e, und es kamen Men-
schen“ und diese Menschen bringen 
nicht nur ihre Arbeitskraft , sondern 
auch ihre Bedürfnisse, ihre Kulturen 
und die nationalen Kampft raditionen 
ihrer Klasse mit nach Deutschland. 
Ihre Interessen sind dieselben, wie 
die der bereits hier lebenden Arbei-
ter:innen. Es gilt sie gemeinsam zu 
erkämpfen und durchzusetzen.

M ö g l i c h k e i t e n 
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